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Politische Zusammenarbeit statt rechtlicher Einschränkungen bei der 

Durchsetzung? 

Petitionen sind ein wichtiger, wenn auch zu wenig genutzter Bestandteil des demokratischen 
Instrumentariums der EU. Die Wirksamkeit und die Attraktivität von Petitionen ergeben sich zum Teil aus der 
Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission. Als Durchsetzungsbehörde für 
das Unionsrecht obliegt es der Kommission, darüber zu befinden, ob sie mögliche Verstöße gegen das 
Unionsrecht aus den Petitionen, die ihr das Europäische Parlament übermittelt, weiterverfolgt. In den letzten 
Jahren wendet die Kommission bei der Durchsetzung allerdings einen zunehmend strategischen Ansatz an, 
auch im Zusammenhang mit Vertragsverletzungen. Dadurch wird die Frage aufgeworfen, ob die Kommission 
mit Blick auf Petitionen denselben strategischen Ansatz anwendet und ob dies, falls dem so ist, aus politischer 
Sicht rechtmäßig und wünschenswert ist.  

Um diese Frage zu klären, wird in dieser Studie zunächst untersucht, welche rechtlichen Einschränkungen für 
den Ermessensspielraum der Kommission bestehen, wenn sie darüber befindet, ob ein 
Vertragsverletzungsverfahren oder ein anderer Durchsetzungsmechanismus einzuleiten ist. Danach wird 
betrachtet, wie die Kommission ihren Ermessensspielraum in der Praxis ausübt, wenn sie Petitionen und 
Beschwerden bearbeitet. Dabei werden ein quantitativer und ein qualitativer Ansatz kombiniert. Auf der 
Grundlage dieser Analyse wird die Praxis der Kommission in dieser Studie sowohl aus rechtlicher als auch 
politischer Perspektive dargestellt und bewertet. Es werden einige wichtige politische Empfehlungen 
entwickelt, um die identifizierten zentralen Herausforderungen anzugehen. Die wichtigsten Erkenntnisse und 
Empfehlungen werden im Folgenden dargelegt.  

1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/703589/IPOL_STU(2022)703589_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Petitionsausschusses (PETI) in Auftrag gegeben wurde, wird 
analysiert, inwieweit der Ermessensspielraum der Kommission rechtlich eingeschränkt ist, wenn es darum 
geht, ein Vertragsverletzungsverfahren, insbesondere in Reaktion auf eine Petition, einzuleiten oder nicht. 
Darüber hinaus wird darin untersucht, wie die Kommission diesen Ermessensspielraum in der Praxis ausübt, 
und es werden Empfehlungen für eine verbesserte politische Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen 
Parlament und der Kommission im Interesse der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger gegeben.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/703589/IPOL_STU(2022)703589_EN.pdf
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Wichtigste Erkenntnisse 

Die Kommission genießt nach Artikel 258 AEUV einen nahezu unbeschränkten Ermessensspielraum, 
wenn es darum geht, über die Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens zu befinden. Dieser 
Ermessensspielraum hat einen materiellrechtlichen und einen verfahrensrechtlichen Aspekt. Was den 
materiellrechtlichen Aspekt betrifft, so hat der Gerichtshof bestätigt, dass es allein im Ermessen der Kommission 
liegt, ob und warum sie ein Vertragsverletzungsverfahren einleitet. Infolgedessen liegt es im vollständigen 
Ermessen der Kommission, die Kriterien festzulegen, nach denen sie ihren Ermessensspielraum ausübt, und 
diese Kriterien auf den jeweiligen Einzelfall anzuwenden. Was den verfahrensrechtlichen Aspekt betrifft, so hat 
der EuGH stets die Auffassung vertreten, dass Einzelpersonen die materiellrechtliche Begründung der 
Kommission für ihren Beschluss, ein Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten oder nicht, nicht anfechten 
können. Kurz gesagt, der EuGH würde nicht einmal eingehend bewerten, warum die Kommission beschlossen 
hat, eine Petition oder Beschwerde nicht weiterzuverfolgen, selbst wenn es für den Ermessensspielraum der 
Kommission materiellrechtliche Einschränkungen gäbe. Wie in dieser Studie gezeigt wird, ist dieser 
Ermessensspielraum noch größer als der bereits erhebliche Ermessensspielraum in anderen Bereichen des 
Unionsrechts. Zugleich lassen sich Einschränkungen des Ermessensspielraums der Kommission aus diesen 
anderen Bereichen, einschließlich Wettbewerbsrecht, Bürgerinitiativen und Defizitverfahren, nicht auf den 
Bereich des Vertragsverletzungsverfahrens übertragen.   

Angesichts dieses nahezu uneingeschränkten Ermessensspielraums ist es höchst unwahrscheinlich, dass der 
EuGH jemals einschreiten wird, um den Ermessensspielraum der Kommission im Hinblick auf die 
Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens einzuschränken. Gleichzeitig gelten nach wie vor – wenn 
auch nicht vom EuGH durchgesetzt – mehrere rechtliche Grundsätze, nach denen sich die Kommission bei der 
Ausübung ihres Ermessensspielraums richten sollte, und zwar die Verpflichtung zur Angabe von Gründen, 
die positive Verpflichtung, das Unionsrecht durchzusetzen und die (Grund)rechte der EU zu schützen, 
und die übergeordnete Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit. Das Europäische Parlament kann und sollte 
sich auf diese Grundsätze stützen, wenn sie die Durchsetzungsentscheidungen der Kommission politisch prüft. 
Diese Grundsätze können also genutzt werden, um die Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen 
Parlament und der Kommission im Zusammenhang mit Petitionen und allgemeiner mit der Durchsetzung zu 
strukturieren und zu verbessern.  

Was die Praxis der Kommission betrifft, so haben wir bei der Analyse festgestellt, dass die Kommission in der 
Tat – auch mit Blick auf Petitionen und Beschwerden – einen immer strategischeren und restriktiveren 
Ansatz für Vertragsverletzungsverfahren übernommen hat. Bei den 50 untersuchten Petitionen wurde 
strikt und konsequent die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „EU-Recht: Bessere Ergebnisse durch bessere 
Anwendung“ von 2017 angewandt. Die Kommission zieht insbesondere die beiden negativen Kriterien aus der 
Mitteilung von 2017 heran, um weitere Durchsetzungsmaßnahmen abzulehnen. Bei 96 % der geprüften 
Petitionen wurden weitere Maßnahmen zumindest zum Teil abgelehnt, weil nationale Rechtsbehelfe 
ausreichend oder besser für die Abstellung der mutmaßlichen Verstöße geeignet seien. Bei 46 % der 
geprüften Petitionen lehnte die Kommission ein Tätigwerden zumindest zum Teil ab, weil die Petition 
einen Einzelfall und keinen systematischen Verstoß betreffe. Beide Gründe sind zudem offenbar eng 
miteinander verbunden. In Fällen, die Einzelpersonen betreffen, befand die Kommission außerdem häufig, dass 
nationale Rechtsbehelfe besser geeignet sind. Gleichzeitig ist nicht klar definiert, wann es sich bei einem 
Fall um einen „Einzelfall“ oder einen „strukturbedingten Fall“ handelt oder wann ein „ausreichender“ 
nationaler Rechtsbehelf zur Verfügung steht. Zwei der wichtigsten Kriterien, von denen sich die 
Kommission in ihrem Ermessensspielraum leiten lässt, sind also eher unkonkret.  

Infolgedessen hat es den Anschein, dass nach dem strategischen Ansatz der Kommission von 2017 praktisch 
keine Chance besteht, dass aufgrund von Petitionen zu Einzelfällen ein Vertragsverletzungsverfahren 
eingeleitet wird. Angesichts des nahezu uneingeschränkten Ermessensspielraums steht die derzeitige 
Praxis jedoch nach wie vor im Einklang mit dem Ermessensspielraum, den die Kommission nach 
Artikel 258 AEUV und der Rechtsprechung des EuGH genießt.  
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Zwar ist die derzeitige Praxis der Kommission rechtmäßig und auf der praktischen Notwendigkeit einer 
strategischen Auswahl gegründet, jedoch kann sie einige negative, unbeabsichtigte Folgen haben. Erstens 
könnten Bürgerinnen und Bürger, die Petitionen oder Beschwerden einreichen, von der EU enttäuscht 
sein. Damit verbunden könnte zweitens der Petitionsmechanismus an Attraktivität verlieren. Beide Folgen 
könnten negative Auswirkungen auf die Legitimität der EU haben und weniger Beschwerden und Petitionen 
zur Folge haben, die aber eine wichtige Informationsquelle für die Unionsorgane sind. Drittens könnte mit dem 
Übergang der Kommission hin zu einer zunehmend politisch orientierten Durchsetzung die 
Notwendigkeit einer umfassenderen politischen Überprüfung ihres Ermessensspielraums (im 
Gegensatz zur rechtlichen Überprüfung durch den EuGH) entstehen. Der rechtliche Ermessensspielraum, 
mit dem die Kommission ausgestattet wurde, basierte kurz gesagt auf ihrem technischen Charakter und ihrem 
Fachwissen. Beginnt die Kommission, diesen Ermessensspielraum mit politischerer Ausrichtung auszuüben, 
wird es nahezu unmöglich sein, die entsprechenden politischen Entscheidungen durch durchsetzbare 
rechtliche Einschränkungen zu begrenzen. Stattdessen müsste möglicherweise der politische 
Ermessensspielraum durch politische Überprüfung kontrolliert werden.  

Darüber hinaus wird in dieser Studie aufgezeigt, dass die Informationen über Beschwerden, Petitionen und 
andere Durchsetzungsmaßnahmen nicht hinreichend verknüpft, umfangreich und integriert sind. Die 
vorhandenen Daten sind außerdem nicht in ausreichendem Maße für externe Parteien, wie etwa 
Einzelpersonen, nicht staatliche Organisationen oder selbst das Europäische Parlament, zugänglich. So ist es 
schwieriger, Beschwerden zusammenzufassen und zu bestimmen, welche Verstöße gegen das Unionsrecht 
tatsächlich systemisch sind. 

Allgemeiner wird in der Studie aufgezeigt, dass es keine Lösung für die genannten Herausforderungen 
wäre, die Kommission dazu zu zwingen, mehr Vertragsverletzungen einzuleiten, auch wenn das 
rechtlich möglich wäre. Das Vertragsverletzungsverfahren oder andere Durchsetzungsmechanismen wie der 
EU-Pilot sind für diese Aufgabe aufgrund ihrer eigenen Beschaffenheit ungeeignet. 
Vertragsverletzungsverfahren und der EU-Pilot sind notwendigerweise größtenteils vertraulich und damit 
nicht geeignet, Bürgerinnen und Bürgern mehr Anerkennung und Transparenz zu bieten. 

Empfehlungen 

Um diese zugrundeliegenden Herausforderungen zu meistern, besteht die wichtigste Empfehlung in dieser 
Studie darin, neue oder ergänzende Verfahren, Instrumente und Mechanismen der Durchsetzung zu 
schaffen, mit denen die Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission 
verbessert wird, die mit einer besseren Verknüpfung und Zugänglichkeit der Daten einhergehen und 
mit denen somit auch den Anforderungen der Bürgerinnen und Bürger besser gedient wird, ohne dass 
der Vertragsverletzungsprozess neu gestaltet werden muss oder beeinträchtigt wird. Solche Instrumente 
wären zum Beispiel ein zentrales Portal für Beschwerden und Petitionen, eine bessere Verknüpfung von 
bestehenden Daten mit neuen Informationsquellen sowie eine aktivere Rolle des Europäischen Parlaments bei 
der Untersuchung und Zusammenführung von Petitionen, bei der Anforderung und Durchführung von 
Studien zur Identifizierung von systemischen Verstößen und der Anwendung von stärkerem politischen Druck 
auf die Kommission mit Blick auf Durchsetzungsmaßnahmen für solche Verstöße. Schließlich bieten wir 
Erkenntnisse aus der Sozialpsychologie, insbesondere im Hinblick auf die Verfahrensgerechtigkeit, um 
dem Umstand Rechnung zu tragen, dass es praktisch weder machbar noch wünschenswert ist, in allen Fällen, 
die Gegenstand einer Petition sind, Durchsetzungsmaßnahmen zu verfolgen. Werden diese Erkenntnisse aus 
der Sozialpsychologie beim Handeln und bei der Kommunikation der Organe berücksichtigt, könnten damit 
unabhängig vom tatsächlichen Ergebnis ein positiver Eindruck der Bürgerinnen und Bürger sowie die 
Legitimität der EU gefördert werden. 
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